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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Im Ständerat, welcher sich in der Sommersession 2015 als Zweitrat mit dem
Nachrichtendienstgesetz auseinanderzusetzen hatte, zeigten sich bereits in der
Eintretensdebatte die gleichen Konflikt- und Argumentationslinien, welche schon die
Debatte im Nationalrat geprägt hatten. Mit 37 gegen 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen
sprach sich die kleine Kammer klar für Eintreten aus. Inhaltlich war analog zum
Nationalrat auch im Ständerat die Kabelaufklärung besonders umstritten. Paul
Rechsteiner (sp, SG) beantragte, «diese überschiessenden neuen Kompetenzen» des
NDB aus dem Gesetz zu streichen. Mit 29 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen schloss sich
der Ständerat jedoch seiner vorberatenden Kommission und dem Bundesrat an und
unterstützte das Argument, dass die Massnahmen der Kabelaufklärung entscheidend
zur Erhöhung der Sicherheit in der Schweiz beitragen würden. Eine weitere Debatte
entzündete sich an Art. 66 NDG und damit an der Frage, ob der NDB grundsätzlich dem
Öffentlichkeitsprinzip unterstellt sein soll oder nicht. Während die
Kommissionsmehrheit dem Nationalrat und dem Bundesrat folgen und nur die
Informationsbeschaffung durch den NDB vom Öffentlichkeitsprinzip ausnehmen wollte,
forderte eine Kommissionsminderheit, die Unterstellung des NDB unter das
Öffentlichkeitsgesetz vollumfänglich aufzuheben. Dazu soll im Bundesgesetz über das
Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung ausdrücklich verankert werden, dass der NDB –
wie bisher schon die Nationalbank und die Finma – von dessen Geltungsbereich
ausgenommen ist. Bundesrat Maurer pries den Bundesratsvorschlag als Kompromiss
zwischen Information und damit Vertrauen von der Bevölkerung einerseits und
Vertraulichkeit und dadurch besserer Zusammenarbeit mit ausländischen
Partnerdiensten andererseits an. Die Kantonskammer liess sich davon jedoch nicht
überzeugen und entschied mit 22 zu 19 Stimmen ohne Enthaltungen zugunsten der
Kommissionsminderheit.

Als verbleibende grosse Baustelle im neuen Gesetz hatte die vorberatende SiK-SR die
Aufsicht und Kontrolle über den NDB identifiziert. Von keinem der vorhandenen
Lösungsvorschläge überzeugt, hatte sie zu diesem Thema eine Kommissionsmotion
eingereicht, damit der Bundesrat hierzu ein neues, ganzheitliches, ausgereiftes Konzept
erarbeite. Der Ständerat schuf hier folglich eine Differenz zum Nationalrat, welche in
erster Linie bewirken soll, dass dieser Abschnitt der Gesetzesvorlage in der
Differenzbereinigung im Nationalrat mit einigen neuen Inputs erneut beraten wird. Das
zentrale Anliegen des Ständerates war hier die Schaffung eines unabhängigen,
ausserdepartementalen Kontrollorgans.

Die restlichen Bestimmungen der Vorlage waren in der kleinen Kammer kaum
umstritten und wurden grösstenteils stillschweigend angenommen, auch wenn der
Ständerat damit seiner Kommission folgend einige weitere Differenzen schuf. So darf
der NDB selbst keine Personen anhalten und Streitigkeiten betreffend den
Quellenschutz sollen vom Bundesstrafgericht und nicht vom Bundesverwaltungsgericht
entschieden werden. Darüber hinaus darf der Bundesrat Entscheide über das
Eindringen in Computernetzwerke nicht delegieren und muss das
Bundesverwaltungsgericht auch das Eindringen in Computer, welche sich im Ausland
befinden, genehmigen. Die maximale Aufbewahrungsdauer für Restdaten wurde auf 10
Jahre verkürzt und Beschwerden gegen das Organisationsverbot sollen entgegen der
Absicht des Nationalrates vor dem Bundesverwaltungsgericht angefochten werden
können. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf mit grosser
Mehrheit (32 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2015
KARIN FRICK

Nach der Beratung durch den Zweitrat im Sommer 2015 verblieben fünf grundsätzliche
Differenzen in der Beratung zum Nachrichtendienstgesetz. Als erstes stellte sich bei
Art. 23 NDG die Frage, ob der NDB Personen anhalten darf oder ob diese Kompetenz
ausschliesslich den Polizeibehörden vorbehalten bleiben soll. Die Mehrheit der SiK-NR
beantragte, dem Ständerat zu folgen und diese Kompetenz bei den Polizeibehörden zu
belassen. Demgegenüber wollte eine von der SVP und der CVP unterstützte Minderheit
in Ausnahmefällen auch dem NDB diese polizeilichen Befugnisse einräumen. Mit 107 zu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2015
KARIN FRICK
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77 Stimmen bei einer Enthaltung wurde der Antrag der Kommissionsmehrheit gegen den
Widerstand der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion und der Mehrheit der CVP-
Fraktion angenommen.

In Art. 28 Abs. 6 NDG wird das Bundesverwaltungsgericht verpflichtet, einen
Tätigkeitsbericht über die Ausübung seiner Funktion als Bewilligungsinstanz für
genehmigungspflichtige Beschaffungsmassnahmen zuhanden der GPDel zu verfassen.
Strittig war hier, ob dieser Bericht mindestens in seinem allgemeinen Teil öffentlich
zugänglich sein muss oder ob der Entscheid über eine allfällige Veröffentlichung der
GPDel als Adressatin des Berichtes überlassen werden soll. Während eine links-grüne
Minderheit für mehr Transparenz plädierte, sah die Kommissionsmehrheit in der
Veröffentlichungspflicht eine Beschneidung der Kompetenzen der GPDel. Die
bürgerliche Mehrheit konnte sich in diesem Punkt klar mit 117 zu 69 Stimmen bei 3
Enthaltungen durchsetzen.

Derselbe ideologische Graben zeigte sich in der Diskussion um Art. 36 NDG, dem
eigentlichen Kernstück der Vorlage. Der erste Streitpunkt war hier, ob der Bundesrat
Entscheide über das Eindringen in Computernetzwerke im Ausland, von welchen
Angriffe auf kritische Infrastrukturen in der Schweiz ausgehen, an den Chef oder die
Chefin des VBS bzw. an den Direktor oder die Direktorin des NDB delegieren kann oder
nicht. Entgegen einem Minderheitsantrag aus dem linken Lager und der Empfehlung des
Bundesrates hielt die grosse Kammer mit 107 zu 80 Stimmen an dieser
Delegationsmöglichkeit fest. Nicht weniger umstritten war das Eindringen in
Computernetzwerke im Ausland zwecks Informationsbeschaffung. Während der
Ständerat hier das gleiche Bewilligungsverfahren wie für die genehmigungspflichtigen
Beschaffungsmassnahmen vorgesehen hatte, war inzwischen klar, dass das
Bundesverwaltungsgericht nicht bereit ist, solche Aktionen auf ausländischem
Territorium zu bewilligen. Diese Kontrollmöglichkeit fiel somit aus. Infolgedessen
beantragte eine linke Kommissionsminderheit, die betreffenden Befugnisse des NDB
vollständig zu streichen. Mit 128 zu 59 Stimmen folgte der Nationalrat jedoch seiner
Kommissionmehrheit und hielt an seinem letzten Beschluss, welcher auch der Fassung
des Bundesrates entsprach, fest. Diese Regelung sieht vor, dass „in politisch heiklen
Fällen“ der Chef oder die Chefin des VBS einer solchen Massnahme zustimmen muss.

Die vierte Kontroverse drehte sich um Art. 66 NDG und damit um die Ausnahme des
NDB vom Öffentlichkeitsprinzip. Der Ständerat hatte in der Sommersession
beschlossen, das gesamte NDG vom Öffentlichkeitsprinzip auszuschliessen. Diese
Extremlösung stand im Nationalrat gar nicht mehr zur Debatte, dafür aber ihr
Gegenstück: Eine linke Minderheit wollte das gesamte Gesetz grundsätzlich dem
Öffentlichkeitsprinzip unterstellen, blieb damit aber chancenlos. Mit 132 zu 55 Stimmen
sprach sich die grosse Kammer für den Kompromissantrag der Kommissionsmehrheit
und des Bundesrates aus, nach welchem nur der Bereich der Informationsbeschaffung
vom Öffentlichkeitsprinzip ausgenommen wird.

Als fünfte grosse Differenz bestand noch die Frage der Aufsicht über den NDB. Die SiK-
NR arbeitete hier detailliertere Regelungen aus als jene, welche der Ständerat im
Sommer mehr oder weniger „provisorisch“ eingefügt hatte, um die Diskussion am
laufen zu halten. Diese neuen Bestimmungen stiessen im Nationalrat auf überwiegend
positive Resonanz und wurden ohne nennenswerten Schlagabtausch angenommen. Ein
Minderheitsantrag von linker Seite, welcher noch eine Ergänzung anbringen wollte, blieb
erfolglos. Somit übergab die grosse Kammer die Vorlage mit verbleibenden drei grossen
Differenzen an den Ständerat.

Ausser beim umstrittenen Art. 36 NDG stimmte die kleine Kammer überall dem Entwurf
des Nationalrates zu und räumte die Differenzen aus. Mit der vom Nationalrat erneut
beschlossenen Delegationsmöglichkeit bei Entscheiden über das Eindringen in
Computersysteme, welche sich im Ausland befinden, wollte sich der Ständerat nicht
abfinden und hielt im Gegenzug ebenfalls an seiner Version ohne
Delegationsmöglichkeit fest. Bundesrat Maurer unterstrich noch einmal ausdrücklich,
dass dies auch der Haltung des Bundesrates entspreche. In Bezug auf das Eindringen in
Computernetzwerke im Ausland zur Informationsbeschaffung genügte dem Ständerat
die vom Nationalrat beschlossene Regelung nicht. Anstatt nur in politisch heiklen Fällen
seine Zustimmung zu geben, soll der Vorsteher oder die Vorsteherin des VBS die
Departementsvorstehungen des EDA und des EJPD konsultieren und anschliessend den
NDB zu einer solchen Massnahme ermächtigen. Diese beiden Regelungen fanden auch
im Nationalrat stillschweigende Zustimmung, womit die letzten Differenzen beseitigt
waren. In der Schlussabstimmung wurde das NDG schliesslich im Nationalrat mit 145 zu
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58 Stimmen bei 8 Enthaltungen und im Ständerat mit 35 zu 5 Stimmen bei 3
Enthaltungen angenommen. Die ablehnenden Stimmen kamen wenig überraschend
mehrheitlich aus dem links-grünen Lager, welches auch schon das Referendum
angekündigt hatte. 2

Lange bevor der Bundesrat Mitte Juni 2016 mit seiner Medienkonferenz den
Abstimmungskampf zum Nachrichtendienstgesetz offiziell eröffnete, wurde das Thema
breit in der Öffentlichkeit diskutiert. Anlass dazu boten etwa die Terroranschläge in
Brüssel vom 22. März 2016, in deren Nachgang bürgerliche Sicherheitspolitikerinnen
und -politiker den Bundesrat dazu aufforderten, dem Nachrichtendienst per
dringlichem Bundesbeschluss schleunigst zu den notwendigen Kompetenzen zu
verhelfen. Man könne nicht warten, bis das neue NDG nach der
Referendumsabstimmung vom September in Kraft treten könne; die jüngsten Anschläge
hätten gezeigt, «dass die Bedrohung durch Terrorismus real ist», erklärte die
Präsidentin der SiK-NR, Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), gegenüber der NZZ. In
Zeiten wie diesen sei es «unsinnig», dass der NDB in seiner Arbeit behindert werde,
zitierte die «Tribune de Genève» dazu SiK-SR-Präsident Isidor Baumann (cvp, UR). Der
NDB sei momentan «blind und taub», mahnte der Genfer Sicherheitsdirektor Pierre
Maudet (GE, fdp) an gleicher Stelle. Obschon die Forderung unerfüllt verhallte, lagen die
Hauptargumente für das neue Nachrichtendienstgesetz damit schon einmal auf dem
Tisch.

Dass ein grosser Teil der Schweizer Bevölkerung ähnlich dachte, zeigte die im Mai
veröffentlichte Studie «Sicherheit 2016» der ETH Zürich. Darin schätzten rund drei
Viertel der Befragten die weltpolitische Lage (eher) pessimistisch ein, wobei die
Erhebungen bereits im Januar und damit vor den Terrorattacken in Brüssel
stattgefunden hatten. Damit einher gingen ein gegenüber dem Vorjahr gestiegenes
subjektives Unsicherheitsempfinden sowie die klare Unterstützung von Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit wie Datensammlungen über verdächtige Personen,
Armeeeinsätze zur Sicherstellung von Ruhe und Ordnung, die Aufstockung der
Polizeikorps, Videoüberwachung im öffentlichen Raum oder vorsorgliche Verhaftungen.
Von einer gewissen Ambivalenz zeugten die Antworten zum Verhältnis von Freiheit und
Sicherheit: 55 Prozent der Befragten waren der Meinung, dass der Staat die Sicherheit
der Bevölkerung auch auf Kosten der persönlichen Freiheit garantieren solle,
gleichzeitig würden sich aber ebenfalls 55 Prozent für Freiheit statt Sicherheit
entscheiden, wenn sie gezwungen wären, eins der beiden zu wählen. Zwei Drittel
befürworteten aber die Terrorismusbekämpfung auch unter Einschränkung der
persönlichen Freiheit – ein Ergebnis, das «Wasser auf die Mühlen der Befürworter» des
neuen NDG sei, wie das St. Galler Tagblatt resümierte.

Weiteren Impetus fand die Befürworterseite in der Tatsache, dass sich offenbar auch
der IZRS an der Unterschriftensammlung gegen das NDG beteiligt hatte, wie die
Luzerner Zeitung Mitte Juni bekannt machte. Die umstrittene islamische Organisation
sehe im NDG ein «Vehikel gegen Muslime», in dessen Fokus «je nach politischem
Klima» auch andere Gruppen geraten könnten, weshalb Mediensprecher Qaasim Illi zur
Unterschrift gegen das NDG aufgerufen habe. Im Einsatz für das NDG sah man sich
dadurch bestätigt, denn es sei «bezeichnend», dass «ein Verein wie der IZRS, der
selber im Fokus des NDB stehen könnte», gegen das Gesetz mobil mache, zitierte die
Zeitung Ida Glanzmann-Hunkeler. Sogar Bundesrat Guy Parmelin sollte den Widerstand
des IZRS einige Tage später vor den Medien lakonisch als «beste Werbung für das
Gesetz» bezeichnen. Die Gegenseite distanzierte sich derweil von «diesen
Extremisten», wie SP-Sprecher Michael Sorg betonte; man sei nicht verbündet und
stehe in keinerlei Kontakt. Aus dem Abstimmungskampf wollte sich der IZRS denn auch
heraushalten, wie er über eine Sprecherin verlauten liess. 

Auf der Pro-Seite stand neben dem Bundesrat ein überparteiliches Ja-Komitee, das
Parlamentarierinnen und Parlamentarier aller grösseren Parteien ausser den Grünen
vereinte. Im Laufe der Kampagne sprachen sich zudem die Ost- und Westschweizer
Konferenzen der Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren sowie die
Regierungsräte der Kantone Zürich und Schaffhausen für das NDG aus. Das
Hauptargument für das neue Gesetz war, dass die Mittel des schweizerischen
Nachrichtendienstes an die aktuelle Bedrohungslage angepasst werden müssten, denn
mit seinen heutigen Instrumenten könne er die Schweiz nicht ausreichend vor den sich
ständig verändernden und komplexer werdenden Gefahren schützen. Der NDB sei
schlicht «überholt», konstatierte FDP-Nationalrätin Corina Eichenberger (fdp, AG)
gegenüber der Presse. Klar könne das Risiko nicht vollständig eliminiert werden, aber es

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2016
KARIN FRICK
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seien schon viele Attentate dank Überwachung verhindert worden, pries SVP-
Ratskollege Raymond Clottu (svp, NE) die neuen Überwachungsmöglichkeiten an. Als die
Ziele des NDG nannte Verteidigungsminister Guy Parmelin einerseits die präventive
Überwachung der «gefährlichsten Individuen» (NZZ) sowie andererseits die
Erschwerung von Cyberangriffen und -spionage, wie im Fall der Ruag, der Anfang 2016
aufgedeckt worden war. Als weiteren Vorzug des neuen Gesetzes hob NDB-Chef Markus
Seiler die Vereinfachung der internationalen Zusammenarbeit in der
Terrorismusbekämpfung hervor. Gleichzeitig warnte er vor einer Schwächung der
internationalen Stellung der Schweiz, sollte das Gesetz abgelehnt werden, denn je
weniger eigene nachrichtendienstliche Erkenntnisse die Schweiz habe, umso grösser
sei die Gefahr, von ausländischen Geheimdiensten instrumentalisiert zu werden. Es sei
aber mitnichten die Absicht des neuen Gesetzes, alle Bürgerinnen und Bürger zu
überwachen und selbstverständlich müsse Missbrauch verhindert werden, betonte
Bundesrat Parmelin weiter. Auch das Komitee erklärte, umfassende
Kontrollmechanismen und eine gut ausgebaute Aufsicht über den Nachrichtendienst
verhinderten, dass ein Überwachungsstaat geschaffen werde. Die Befürworterinnen
und Befürworter wurden nicht müde zu betonen, dass das NDG das Gleichgewicht
zwischen individueller Freiheit und Sicherheit wahre und letztlich schlicht notwendig
sei – oder mit den Worten von SP-Nationalrätin Rebecca Ruiz (sp, VD) in der «Tribune
de Genève»: «Wir können nicht bei Windows 95 und Walkie-Talkies bleiben.» Der
Status quo sei eine Reaktion auf den Fichenskandal in den 1990er-Jahren gewesen,
erklärte auch EDÖB Adrian Lobsiger gegenüber der Sonntagszeitung. Seither hätten sich
die Welt verändert und die Sicherheitslage verschärft. Auch er bezeichnete das NDG als
«Kompromiss zwischen Freiheit und Sicherheit», liess sich aber nicht auf eine explizite
Abstimmungsempfehlung hinaus. Zum frühen Zeitpunkt des offiziellen Kampagnenstarts
Mitte Juni sagte Bundesrat Parmelin, er wolle eine «pädagogische»
Abstimmungskampagne führen, um der Bevölkerung angesichts des heiklen und
komplexen Themas genau zu erklären, was die Neuerungen seien und warum sie nötig
seien.

Die Kontra-Seite bestand hauptsächlich aus dem Referendumskomitee «Bündnis gegen
den Schnüffelstaat», das von den Grünen, der SP, den Juso, der Piratenpartei, der
Gewerkschaft Syndicom, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Grundrechte.ch sowie
dem Chaos Computer Club unterstützt wurde. Ein bürgerlich geprägtes Gegenkomitee
um die bürgerlichen Jungparteien, kritische Parlamentarierinnen und Parlamentarier
von SVP bis GLP sowie die Operation Libero, das liberale Argumente gegen das NDG
anführen wollte, zerbrach hingegen, bevor es sich formieren konnte. Man habe das NDG
gleichzeitig mit dem BÜPF bekämpfen wollen, aber mit dem Scheitern des BÜPF-
Referendums sei die Gruppe auseinandergefallen, schilderte der Koordinator und
stellvertretende SGV-Direktor Henrique Schneider dem St. Galler Tagblatt. So
dominierten denn auch die von links geäusserten Bedenken das Argumentarium der
Gegnerschaft. Weil es dem NDB erlaube, auf Basis blosser Vermutungen zu agieren,
gehe das neue Nachrichtendienstgesetz zu weit, so das Hauptargument des Nein-
Lagers. Juso-Präsidentin Tamara Funiciello nannte das NDG einen «Schritt Richtung
Massenüberwachung». Mit dem Gesetz würden alle Bürgerinnen und Bürger zu
Verdächtigen gemacht, sodass der NDB letztlich jeden zum potenziellen Terroristen
«emporstilisieren» könne, kritisierte der Präsident des Vereins Grundrechte.ch, Viktor
Györffy. Das von der Befürworterseite propagierte Gleichgewicht zwischen individueller
Freiheit und Sicherheit konnte die Gegnerschaft nirgends erkennen. Mit der Stärkung
des Nachrichtendienstes kreiere man nur eine «Illusion von Sicherheit», bemängelte
der Grüne Nationalrat Balthasar Glättli (gp, ZH). Die Attentäter von Paris und Brüssel
seien sehr wohl nachrichtendienstlich oder polizeilich bekannt gewesen, aber
nichtsdestotrotz hätten die Anschläge nicht verhindert werden können. Dass eine
parlamentarische oder juristische Kontrolle die Aktivitäten des NDB und damit die
Eingriffe in die Grundrechte wirklich begrenzen könne, sei ebenfalls «illusorisch», so
Györffy weiter. Glättli sah das Gesetz ausserdem – sowohl aufgrund der
Zusammenarbeit mit ausländischen Nachrichtendiensten als auch wegen der
Möglichkeit zum Eindringen in ausländische Computersysteme – als Gefahr für die
Neutralität der Schweiz. Zudem missbilligte die Gegnerschaft, dass der Staat durch den
Kauf von Trojanern den Schwarzmarkt für Sicherheitslücken und das organisierte
Verbrechen fördere.

Insgesamt verlief die öffentliche Debatte über lange Zeit unaufgeregt und angesichts
der Tragweite des Themas eher spärlich. Erst rund drei Wochen vor dem
Abstimmungssonntag, im Anschluss an die SRF-«Arena» zum NDG, gewann sie «doch
noch etwas an Temperatur», wie der Tages-Anzeiger kommentierte. Dabei stand das
Instrument der Kabelaufklärung im Fokus, in der die Gegenseite nichts anderes als die
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verdachtsunabhängige Massenüberwachung erkannte. Die Beteuerung, es werde nur
der grenzüberschreitende, nicht aber der inländische Internetverkehr überwacht, sei
bedeutungslos, da etwa sehr viele E-Mails über ausländische Server verschickt würden,
auch wenn sich Sender und Empfänger in der Schweiz befänden. Ein viel genanntes
Argument gegen diese Art der Überwachung war die Suche nach der sprichwörtlichen
Nadel im Heuhaufen, die eben nicht einfacher werde, wenn man den Heuhaufen
vergrössere. NDG-Fürsprecherin Corina Eichenberger hielt dem in der «Tribune de
Genève» entgegen, man werde im Internetverkehr schon nach sehr eng definierten
Schlagworten suchen, und nicht einfach nach «Islam» oder «Bombe». Ausserdem
führte die Pro-Seite an, der NDB verfüge gar nicht über genug Ressourcen für eine
solche Massenüberwachung. Der Bundesrat sprach bis zuletzt von rund zehn Fällen pro
Jahr, in denen bewilligungspflichtige Beschaffungsmassnahmen eingesetzt würden, wie
er auch schon dem Parlament erklärt hatte. In den Medien wurde diese Zahl jedoch in
Zweifel gezogen, da sich seit den parlamentarischen Beratungen die Bedrohungslage
durch vermehrte Anschläge in Europa – die bisher folgenschwersten in Paris und
Brüssel – und die zunehmende Anzahl Dschihad-Reisender aus der Schweiz verschärft
habe. Während das VBS die Zahl als Durchschnittswert, der mit der Bedrohungslage
variieren könne, verteidigte, sprach Ida Glanzmann-Hunkeler eher von 20 bis 25 Fällen
pro Jahr, wobei diese Schätzung nicht statistisch extrapoliert, sondern «mehr ein
Gefühl» sei, wie sie gegenüber dem Tages-Anzeiger erklärte. NDG-Gegner Balthasar
Glättli sah in diesem Zahlenwirrwarr gemäss St. Galler Tagblatt ein Indiz dafür, dass «die
staatlichen Schnüffler wesentlich hungriger» seien, als sie es «vor der Abstimmung
zugeben» wollten. Wie der Tages-Anzeiger feststellte, wurde der Abstimmungskampf
gegen Ende zum «Streit der Begrifflichkeiten», der sich vor allem um die Definition von
Massenüberwachung drehte. Es sei die Antwort auf die von Beat Flach (glp, AG) in der
«Arena» gestellte Frage, ob es wirklich so furchtbar sei, dass in Zukunft alles zuerst
durch den Filter des NDB gehe, die Befürworter und Gegner des NDG trenne,
konstatierte dieselbe Zeitung.

Die ab Mitte August durchgeführten Umfragen zeigten schon von Anfang an eine breite
Unterstützung von knapp 60 Prozent für das NDG, die bis zur letzten Umfragewelle
Mitte September ungefähr konstant blieb. Als wichtigste Argumente identifizierten die
Befragungen die Befürchtung möglichen Missbrauchs neuer Technologien auf der Pro-
sowie den mangelhaften Schutz der Privatsphäre auf der Kontra-Seite. Bei den
bürgerlichen Parteien wollte die Mehrheit der Basis Ja stimmen, während die
Anhängerschaft der linken Parteien mehrheitlich ein Nein einlegen wollte. Damit hatte
das NDG gute Voraussetzungen, das Referendum ungefährdet zu passieren. 3

Landesverteidigung

Militärorganisation

Mitte März 2014 gelangte die Änderung des Bundesgesetzes über die Zuständigkeiten
im Bereich des zivilen Nachrichtendienstes (ZNDG) in den Nationalrat, dessen
sicherheitspolitische Kommission (SiK) Eintreten einstimmig beschlossen hatte.
Grundsätzlich standen alle Fraktionen hinter der vom Ständerat verabschiedeten
Fassung. Einzig die SP-Fraktion zeigte sich engagiert und wollte, so Fraktionssprecherin
Graf-Litscher (sp, TG), die vorliegende Version noch optimieren. Zwei
Minderheitsanträge wurden vorgetragen. Neben der Überprüfung auf die Erheblichkeit
und Richtigkeit der zu erfassenden Personendaten sollten zusätzliche Einschätzungen
über die Berechtigung einer Fichierung vorgenommen werden müssen. Zweitens sollten
Erkenntnisse des Nachrichtendienstes den Strafverfolgungsbehörden nicht auf Anfrage
zur Verfügung gestellt, sondern auf Eigeninitiative des NDB unverzüglich gemeldet
werden. Beide Anträge fanden jedoch im Ratsplenum keine Mehrheit und wurden
jeweils deutlich abgelehnt. Bundesrat Maurer gab in seinem Votum zu bedenken, dass
es sich bei diesem Gesetz um eine Übergangsgesetzgebung handle und deswegen keine
Praxisänderungen angestrebt werden sollten. Mit der Ablehnung der
Minderheitsanträge stand nun noch die ständerätliche Fassung im Raum, welche in der
Gesamtabstimmung mit 167 zu 1 Stimme deutlich gutgeheissen wurde. Das deutliche
Votum aus dem Nationalrat setzte sich in den jeweiligen Schlussabstimmungen fort; die
kleine Kammer verabschiedete die Vorlage einstimmig mit 42 Stimmen, der Nationalrat
segnete sie mit 194 ebenfalls einstimmig ab. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) AB SR, 2015, S. 500 ff.; AB SR, 2015, S. 628 ff.; AZ, BZ, LZ, NZZ, SGT, TA, 18.6.15
2) AB NR, 2015, S. 1319 ff.; AB NR, 2015, S. 1717; AB NR, 2015, S. 1910; AB SR, 2015, S. 1088; AB SR, 2015, S. 791 ff.; AZ, LZ, NZZ,
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SGT, TA, 8.9.15; NZZ, 15.9.15; NZZ, TG, 23.9.15
3) NZZ, 15.1.16; NZZ, TG, 29.3.16; AZ, 1.4.16; NZZ, SGT, 28.5.16; LZ, 10.6.16; Blick, 13.6.16; CdT, LMD, LT, LZ, NZZ, TA, TG, 14.6.16;
BaZ, 15.6.16; So-Bli, 19.6.16; LT, Lib, NZZ, 28.6.16; TG, 21.7.16; TA, 22.7.16; NZZ, 26.7.16; SoZ, 7.8.16; BaZ, NZZ, 11.8.16; NZZ,
13.8.16; Blick, 16.8.16; NZZ, SGT, TG, 17.8.16; BLZ, BaZ, CdT, NZZ, 20.8.16; TA, 23.8.16; NZZ, 25.8.16; TA, TG, 26.8.16; SGT, TA,
27.8.16; BZ, SGT, 30.8.16; BLZ, Blick, NZZ, TG, 31.8.16; AVF, AZ, SN, 1.9.16; Blick, SZ, 2.9.16; Blick, SGT, TA, 3.9.16; SO, 4.9.16;
Exp, TG, 6.9.16; CdT, TA, 7.9.16; SGT, 8.9.16; Blick, 10.9.16; SO, So-Bli, SoZ, 11.9.16; BZ, CdT, TA, TG, 12.9.16; BZ, 13.9.16; BLZ, TA,
14.9.16; AZ, NZZ, SGT, TG, 15.9.16; NZZ, SGT, TA, 16.9.16; TG, 17.9.16; Lib, NZZ, 19.9.16; CdT, TG, 20.9.16; SGT, 21.9.16; NZZ, TG,
WW, 22.9.16; SO, 25.9.16
4) AB NR, 2014, S. 310 ff.; AB NR, 2014, S. 571; AB SR, 2014, S. 377; BBI, 2014, S. 2879 ff.
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